
Zeıtgeschehen

Droht eine Periode der Unstabilität?
Vor Weıchenstellung iın Frankreıch
Am März zırd mAi1t der Wahl der Nationalver- these eıner weıterhın starken sozıalıstischen Parte1 miıt
sammlung, der erstien UN maßgebenden Kammer des Parla- einem Stimmanteıl VO  — über 30% wAäare 65 denkbar, da{fsß
menlS, e1n bisher einzigartıges Kapitel des republikaniıschen Jjene mıt den mehr oder wenıger lınks Orlentlerten oder
Frankreich abgeschlossen. Zum erstenmal 1st 1Nne Linksre- tortschrittlichen Kräften der Opposıtion zusammenar-

gierung fast fünf Jahre der Macht geblieben, DO  >> beıtet, mıt eıner zweıtellos gemäßigten Polıitik die
e1iner sozıalıstischen Parteı, die über dıie absolute Mehrheit Regierungsgeschäfte weıterzutühren. Fehlt der Jetzıgen
verfügte. Ile anderen politischen Experimente der Linken Opposıtion lediglich iıne kleine Zahl VO  S Mandaten, ble-
scheiterten nach höchstens Yel Jahren. Diesmal besaßen dıe ten sıch ihr mehrere Lösungen Dıie ware ıne
Sozıalısten dıe Macht und dıe Zeıt, verwirklichen, Miınderheıitsregierung, die damıt rechnet, daß iıhr die Na-
WadS ıhnen vorschwebte. [/nser arıser Mitarbeiter, Alfred tiıonale Front keine größeren Schwierigkeiten bereıtet,
Frisch, meınt jedoch, ZU1€ auch ımmer die Wahl ausgehen weıl sS1e sıch weder eıner Wırtschafts- und Sozıalpolıtik
werde, die Fortführung oder Wiederholung auch dieses EX- noch eıner Außenpolitik wıdersetzen Eermag, dıe
perıments liege außer Reichweite. weıtgehend iıhren eigenen entspricht.

Dıie Meınungsverschiedenheiten betreffen die Sıcherheits-
Dıie absolute Mehrheıt be] den etzten Wahlen verdankten und Einwandererpolitik. Im Falle einer radıkalen Rechts-
dıe Sozıalısten dem Mehrheitswahlrecht und dem Bünd- offensiıve vVErIMas ın diesen Fällen ıne einıgermalßen VCI-

N1ıS mIıt den Kommunisten. 1981 erhielten S1Ee Z d der nünftige lıberal-konservatıve Regierung miıt der Unter-
abgegebenen Stimmen un: dıe Kommunisten 6,17% In ützung des gemäßigten Teıls der kommenden Opposı-
der Stichwahl ar dıe Linke geschlossen mMI1t einem e1INzZ1- t10N rechnen.
SCHh Kandıdaten auf. Irotz des Bruchs mıt den Kommu- Die zweıte Lösung bestünde In der Zusammenarbeit miıtnısten führte Präsıdent Mitterrand inzwiıischen das Ver-
hältniswahlrecht eın Alleın dadurch verliert dıe Parteı den linken Radıkalsozialisten, einem Partner der ozıalı-

Sten, dıe MmMIt einıgen Abgeordneten zurückkommen dürtf-iıne beachtliche Zahl VO  —_ Mandaten, denn gıbt keine
Stichwahl mehr, un die kommunistischen Wähler nNnier-

ten un durch einıge unabhängige lınksstehende Parla-
mentarıer erganzt werden könnten. Als weıtere Alterna-lıegen keıiner Soliıdarıtätspflicht mehr gegenüber der

stärksten Linksparteı. tıve ame ohl Erst nach einer Übergangsphase VO  z

mehreren onaten iıne Koalıtiıon mıt dem rechten Flü-
gel der Sozıalısten ın rage Sıe würde sıch voraussıcht-

Vor den nächsten Parlamentswahlen ıch MmMIt eıner Spaltung der sozıalıstiıschen Parte1 verbin-
den Wenn auch Jjene augenblıcklich nıchts unterläfßt,Theoretisch ware natürlıch iıne Wıederholung des Er- hre internen pannungen überbrücken, meılstens mıt

yebniısses VO  — 1981 denkbar. Dann würde die Linke über allerseıts unbefriedigenden Kompromıissen, geschlos-50% der Stimmen erhalten. An eın derartıges Wunder sen In den Wahlkampf zıehen, unterschätzt doch ın
xylaubt jedoch keın einz1ıger Beobachter. Außerdem 1STt ihren Reihen nıemand dıe ITragweıte der bestehenden
zwıschen Sozıalısten un Kommunıisten ıne tiefe Kluft Meınungsverschiedenheiten noch dıe Getahr einer Spal-entstanden, dıe ‚.WAarTr diıe Anhänger der beıden Parteıen L(ung nach der Wahl
nıcht unbedingt einer ırgendwıe gyeaArteELEN polıtischen
Kooperatıon hındern würde, jedoch iıne Koalıtion der
mıiıt völlıg anderen Programmen un teilweıse ın einer Miıtterrands Möglıichkeıiten
haßerfüllten Atmosphäre gewählten Abgeordneten
höchst unwahrscheinlich werden äßt Wıe dem auch sel, der VO der vereinten Linken mıiıt den

Stimmen der Kommunisten 1981 gewählte Präsıdent
Realistisch sınd U  —_ ZDYEe1 Varıanten erwarten In der Franco1s Mitterrand bleibt normalerweıse bıs Maı 9088
ersten erhalten die beiden großen Opposıtionsparteien der Spıtze des Staates. Er verfügt dank der Verfassung
RPR und UDE, die In über der Hälfte der Jeweıls eıiınen über nıcht geringe Vollmachten un: annn nıcht ZAUR

Wahlkreis bıldenden Departements miı1t Einheitslisten Rücktritt SCZWUNSCH werden. Da{iß heute nıcht mehr
auftreten, dıe absolute Mehrheıit der Mandate. In der gewählt würde, weıl seıne Mehrheıit ZUr Minderheıiıt
zweıten Varıante verfügt die Jetzıge Opposıtion 1Ur würde, 1St ebenso belanglos WI1e das Ergebnıiıs zahlreicher
sammen mıt der rechtsextremen Natıonalen Front über Meinungsbefragungen, wonach 1U  — noch rund eın Drit-
die absolute Mehrkheıt. Da die beiden großen Parteıen tel der Franzosen mıt seiner Polıtık einverstanden 1St Bıs
klar un deutlich erklärt haben, da{fß S$1e ede Zusammen- ZU Wahltermin 1St 6S seıne Taktık, ohne direkte Eınmi-
arbeit mıt der Natıonalen Front ablehnen, entstünde schung in den Wettstreıt der Parteıen den Sozıalısten den
dann ine innenpolitisch labıle Lage Deren Klärung Rücken stärken, damıt S1€e möglıchst gul abschneiden.
hängt VO Kräfteverhältnis der einzelnen polıtıschen ach der Wahl wırd nıcht ablehnen, miı1t einer ande-
Gruppierungen ab In der unwahrscheinlichen Hypo- TeN Mehrkheit zusammenzuarbeıten. Am leichtesten
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würde ihm tallen, WenNnn dıe Sozıialısten stark gESLALLEN, einıge sozıalıistische Grundsätze weıterhın
lieben, wıeder die tührende Regijerungsparteı durchzusetzen.
werden. Er besäfße auch noch einen gewıssen Spielraum, Dıiıe Opposiıtion gylaubt War nıcht dıe Möglıichkeıt el-
WEeNnNn sıch AT die Opposıtıon klar durchsetzt, aber CT dauerhaften un ein1germaßen friedlichen Koex1-
ohne die Natıionale Front nıcht dıe absolute Mehrkheıt CI- mıiıt dem sozıjalistischen Präsıdenten INa  — spricht
reicht. Er stünde dagegen eıner für iıh kritischen 1n Frankreich VO  a Kohabiıtatıon, VO Zusammenleben 1m
Sıtuation gegenüber, WenNnn dıie beiden großen Opposı- gleichen Haus hält aber nıcht für möglıch, jede aı
tiıonsparteıen eın unbestreitbares Übergewicht erhielten sammenarbeıt mıiıt Mitterrand abzulehnen, das politische
und auf Grund der Verfassung dıe Politik des Landes be- System blockieren un durch diesen aftakt den
stımmen könnten. Rücktritt des Präsıdenten erzwıingen. Wenn ıhr die

Wähler diıe absolute Mehrheit geben, dann einerBisher hatten sıch In der Republık dıe den Präsıdenten
tragenden Parteıen seinem Wıllen unterworfen un: ihm schnellen Verwirklichung ihres Programms und hiıermit

ZUr Ablösung des sozıjalıstischen Regimes durch eın ıbe-infolgedessen ıne sehr extensıive Interpretation der Ver- rales. In der Verweigerung der Oex1istenz würden S$1efassung ermöglıcht. Dıies ware dann nıcht mehr der Fall die sozıalıistische Wahlparole „ Wır oder das Chaos“ m1n-
Der Präsident ernennt und entläfßt ZWAar nach eiıgenem destens teilweise rechtfertigen. Sıe ll allerdings bestim-
Ermessen den Premiermuinıister, aber nach einem unzwel-

INCN, WT den Premierministerposten erhält, und für dasdeutigen Verfassungsparagraphen bestimmt dıe Regıe- Regierungsprogramm jeden Kompromıiß ablehnen.
runs ın Verbindung mıt dem Parlament die Polıitik des
Landes. Es x1bt keine dem Präsıdenten vorbehaltene Dauer un Erfolg dieses Experiments hängen VO  } der
Zone, WI1€ z. B Außenpolitik un: Verteidigung. Aller- Geschmeıidıigkeıt un der taktıschen Manövrierfähigkeit
dings benötigt dıe Regierung ZUr Verabschiedung aller Miıtterrands ab hne 7 weıte] müßte In Rıchtung der
wichtigen Ma{fßnahmen die Zustimmung des Präsiıdenten. Kapıtulatıon und der Verleugnung seiıner sozıalıstischen

Parte!1 sehr weıt gehen. Als Tarnung oder Alıby IMNaDas französische System stimmt weder mI1t dem amerıka-
nıschen noch mMI1t dem bundesdeutschen übereın. Be1 der sıch des In gyroßen Zügen vorhandenen aufßen- un VCI-

teidıgungspolıtischen Konsensus bedienen. AllerdingsAusarbeıtung der Verfassung der Republık Ing de
Gaulle VO der Annahme ausS, dafß die Präsidialmehrheit besitzt vielerleı Möglichkeiten, dıe Regierungstä-

tigkeıt erheblich stören. Für die Absetzung und Er-
miıt der parlamentarıischen Mehrheit übereinstimmt. Er

NECENNUNG hoher Beamter bedarf seiner Zustimmung.muß te aber auf Forderung der Parteıen den Verfassungs- Er besitzt auch das Recht, für ıhm unliebsame (Gesetzeparagraphen hinnehmen, der eiıner auf das Parlament pC 1ıne erneute Parlamentsberatung ordern. Es mangeltStutzten Regjerung dıe Verantwortung für dıe Polıitik des emnach nıcht Sprengstoff, noch für beıde SeıtenLandes überträgt. Anlässen für dıe entscheıidende Kraftprobe. Frankreich
Dieses bereıts labiıle Gleichgewicht wurde durch die VO droht infolgedessen iıne Periode der Unstabilıtät, die
den Vätern der Verfassung nıcht 1n Rechnung gestellte während einer Friıst VO  — WEe1 Jahren untragbar wäare.
Direktwahl des Präsıdenten zumındest langfristig SCSC-
hen bedenklich gestÖrt, denn entspricht nıcht der LO+-

Das Potential der Linken91k, dafß eın für sıeben Jahre direkt gewählter Präsıdent
seıne politischen Entscheidungen einer für fünf Jahre Miıt welchen Kräfteverhältnissen darf inzwischen In derebentalls gewählten parlamentarıschen Mehrheıit Nnier- politischen Landschaft gerechnet werden”? In der stark
ordnen mu gespaltenen Linken stehen dıe Kommunıisten In offener
Vor diesem Dilemma stehen 1U Miıtterrand un die Op- un bıssıger Opposıtion den Sozıalısten. Dıie durch

dıe sozıalıistische Regierungspolitik Enttäuschten sındposıtionsparteılen. Es waäare denkbar, da{fß der Präsiıdent
die bevorstehende Wahl mıt eıner Vertrauensfrage die das einzıge Wählerreservoir, 1ın dem S$1€e schöpfen kön-
Franzosen verbindet, Ww1e de Gaulle 969 anläfßlich NCN, ihren Jjetzıgen Tietstand überwinden. Bıs
eınes Referendums hatte. Er mülfßste In diesem Falle 981 eın Viertel bıs eın Drittel ihrer Anhänger 1INns
seın aNZCS Prestige in die Waagschale legen un sıch ak- sozıjalıstische ager übergegangen. Ihre weıteren Stim-
L1V Wahlkampf beteılıgen, miı1t der klaren Ankündı- menverluste In der Europawahl un 1ın verschiedenen 10-
SUunNngs, nach einer etwaıgen Desavoulerung durch die kalen Wahlen erklärten sıch durch die Unzufriedenheıt
Wähler zurückzutreten. Francoıs Miıtterrand hat eindeu- über verschiedene Regierungsmaßnahmen, wotür auch
1g wıssen lassen, da{fß sıch diesem Test nıcht unterwer- die Kommunisten bıs Miıtte 1984 verantwortlich DBEWESCH
tfen 111 un sıch auf das ıhm VO olk für sıeben Jahre Seitdem vermochten s$1e ihren recht nıedrigen
erteılte Mandat beruft, weıterhın der Spıtze des Stimmenanteıl in lokalen Wahlen ungefähr behaup-
Staates leıben. Er nımmt emnach iıne Zusammen- te  5 Eın eıl der enttäuschten Anhänger der Lin-
arbeıt mıiıt der jetzıgen Opposıtion 1mM Bewußtsein In ken blieb zunächst Hause. Ihn wollen die Kommunli-
Kauf, sıch weıitgehend ıhrem Wıllen unterwerten MUS- sten für sıch mobilısıeren, indem S1e ıhrem alten
SCH, ohne sıch jedoch, W1e€e offen erklärt, mıt einer paS- revolutionären Kurs zurückkehren und die Sozıalısten 1ın
Ss1ıven Rolle begnügen. Eın Kompromiß sol] ıhm den gyleichen Topf werftfen Ww1€ die Rechtsparteien. Beide
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sınd tür s1e Diıener des Kapıtalısmus. Vorläufig mandate dıe ihren Flügelparteien zukommen-

den bıs 39% der Stimmen ein; ebenso WI1E dıe derscheinen die Erfolgsaussichten dieser Taktık gering. Dıie
Parteı stagnıert 1in den Meinungsbefragungen un: auch mehrheirtlich 1ın iıhrem ager rekrutierten Umweltverteidi-
in den okalen Wahlen be1 10—12% der Stimmen. Der VO  — SCr Von den bıs 47 % der Stimmen, die die Meınungs-
ihnen für den Wahlkampf angekündıgte Autwand o1bt befragungen der Linken versprechen, dürften
ihnen vielleicht eıiınen gewIlssen Auftrieb. In Anbetracht sıch lediglich 35 bıs 37% in Mandate lassen.
ihrer borniert doktrinären Haltung un: ihrer Ausrich- Den Sozıalısten verbleıibt natürlıch die Hoffnung, eınen
LunNng auf Moskau dürtten s$1e jedoch nıcht sehr welt Prozentsatz Unentschlossener zurückzugewinnen. S1e
bringen. muüssen aber auch die Wırkung der kommunistischen

Propaganda In Rechnung stellen.
Der mutmad{fßlıche sozıalistische tiımmenanteıl schwankt
zwıischen un 25% Nur eın fühlbarer polıtischer Der rechtsextreme StörfaktorStimmungsumschwung würde der Parte1ı gESLALLEN, dıe
angestrebten 30% erreichen. Dıi1e Sozıalısten tragen Dıie Natiıonale Front Le ens 1St für dıe parlamentarıschedıe NzZ ASTt eıner mıt Recht oder Unrecht iın verschıe-
denen Bereichen unpopulären Regierungspolitik. 981 Opposıtion der größte Unsicherheitstaktor. ach den bıs-

herigen Prognosen bringt diese Parte1 miıt eiınem Stim-erhielten S$1€e die Unterstützung eınes nıcht kleinen Teıls menanteıl VO  — 8_9% nNUu  — auf 30—35 Mandate. Dadurchder treiıen Berufe, der Handwerker un der Kleinhänd- würde die absolute Mehrkheıt der beiden großen Opposı-ler Mehrkheitlich sınd diese vorübergehenden Anhänger tiıonsparteıen voraussıchtlich nıcht gefährdet. Fıne unNnan-
wıeder ıIn ihre alte politische Heımat zurückgekehrt. Be-
sonders schwerwiegend 1St der. Verlust einıger Multiplika- genehme Überraschung 1St jedoch keineswegs AUSSC-

schlossen. egen Le DPen spricht der gesunde Menschen-
oren, W1€e Ärzte, Rechtsanwälte un: auch Offtizıere. Es
1St schwer SCNH, 1eweılt die Linkskatholisch engagıer- verstand, der In entscheidenden Augenblıcken schon

wıiederholt das Verhalten der Franzosen bestimmte. Dıie
fen Wähler, dıe sıch hınter Miıtterrand gestellt hatten, in Kräfte fast ımmer NnUu  — zeıtlıch begrenztedas eENILZEZSCENZESELIZLE ager abgewandert sınd. Dıie Mas- Strohteuer. Es esteht eın Unterschied zwischen eıner
senbewegung ZUur Verteidigung der relıg1ösen Schulen, Parlamentswahl, die In einem schwieriıgen Augenblıickdie Miıtterrand 984 ZU Verzicht auf die geplante Ver- dıe politischen, wirtschaftliıchen un sozıalen Weiıchen
staatlıchung NB, gzing weılt über den kirchlichen Rah- für die kommenden Jahre stellt, un: Wahlen für das Fu-
INE  - hınaus, WeEenNnNn sıch auch die Bischöfe, miıt besonders ropaparlament oder für lokale Körperschaften, die keıinestarkem Eınsatz des arıser Kardınals Lustiger, hre unmittelbaren natıonalen Auswırkungen besiıtzen und als
Spıtze gestellt hatten. Dıie mobilisierten Eltern wollten ın
erster Linıe hre Entscheidungsfreiheit für dıe Erziehung Ventile der Unzutriedenheıt dienen vermögen. Dıie

parlamentarısche Opposıtion 1St außerdem durch dıeiıhrer Kınder bewahren. Das relıg1öse Element W ar wahr-
scheinlich NUr tür iıne Mıiınderheıt maißgebend. Die polı- nehmende radıkale Haltung Le ens ECZWUNSCH, den

Wahlkampf nıcht UTr die Sozıalısten, sonderntisch engaglerte linkskatholische Gruppe lehnte eın e1In- auch die Natıonale Front tühren Erleichtertheitliches staatlıch gelenktes Schulsystem keineswegs ab wırd ihr dies durch die undurchsichtige, nıchtBemerkenswert 1St jedenfalls, da{ß ıIn den etzten Jahren SCNH, abstoßende Persönlichkeit des rechtsextremen DPolı-die katholische Kırche mıt Stellungnahmen, dıe als Par- tikers SOWI1e durch pannungen In seiınem ager Eın eıl
teipolıtisch betrachtet werden könnten, sehr vorsichtig seıiner Miıtstreıter hat iıh verlassen un stellt eıgene 1
geworden ISt Vor 981 hatten wıederholt einıge Bı-

sten autfschöte und der geistlıchen Autorität der Kırche TE -

hende Organısationen öffentlich sozıalistische un: 05 In die Waagschale tallen nıcht zuletzt blare ındividuelle
marxiıstische Thesen verteidigt. Derartıge Stimmen o1bt Stellungnahmen zahlreicher Bischöfe die extremıi1stl-

nıcht mehr. Dessenungeachtet lheben die Bischöte schen Vorstellungen Le ens SOWIl1e dıe vorbehaltlose
einen normalen Kontakt mıt der sozıalistischen Regıe- Verurteilung des Rassısmus durch dıe Bischofskonfe-
rung bemüht. Kardınal Lustiger tführte wıederholt (Ge- reNZ, die sıch hıermıit unmıßverständlich gegenüber der
spräche mıt Miıtterrand. Di1e katholische Hierarchie lehnt Natıiıonalen Front distanzıerte. 7u ihren (Gsunsten sprach
jedoch jede Bindung irgendeıne Parte1ı entschieden ab sıch allerdings der integristische Erzbischoft Letebvre

au  n Dessen unüberlegte Erklärung fand jedoch kaumıne negatıve Rolle spıelt die Entmutigung der mılı- eın Echo und wurde zudem VO  —; verschiedenen Bischöfen
Lanten Mitglieder, die MmMIt der VO Mitterrand schon 1m öffentlich zurückgewıesen.VOTAauUs hingenommenen Oex1istenz mıt der Jjetzıgen Op-
posıtıon nıcht zurechtkommen und dıe Parte1ı außerdem Le Den besıtzt aber einıge Trümpfte. Er 1St eın ungewöhn-
infolge ihrer internen Rıvalıtäten als führungsloses Schiff lıch geschickter emagoge, der ıIn öffentlichen Ver-
betrachten. och ın der Europawahl die Soz1ıalı- sammlungen miıt allen Regıstern spielen VEIIMAS un
Sten außerdem CNS mıt den lınken Radıkalsozıialısten VOI- erschreckend zut versteht, ügen als Wahrheıiten
bunden. Jene werden In einıgen Wahlkreisen eıgene verkauten. Das große Geschenk des Hımmels 1St für ıh
Listen autstellen und damıt dıe Sozıalısten schwächen. das Einwandererproblem, das ohne sachliche Berechti-
Die Linke hüfßrt fterner be1 der Verteilung der Parlaments- gung CN miıt dem Sicherheitsbedürtfnis der Franzosen
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verbindet. Er beutet die objektiv gegebenen Schwierig- Miıtterrand zwingt S$1e ZUTr uneingeschränkten Bıllıgzung
keıten des Zusammenlebens mıt den Nordafriıkanern un Verteidigung der Regijerungspolıtik, die in iıhren e1-
rücksichtslos bıs Z (Grenze des Rassısmus aus Es 1St N  n Reihen kaum noch VO jemandem als sozıalıstısch
schwer VOFrausSZUSagcen, welches Echo schließlich tın- betrachtet wiırd. S1e leidet schließlich persönlichen
den wiırd. Eınıge 7Zwischentälle urz VO  S der Wahl Rıvalıtaten. Premierminister Laurent Fabius un der ehe-
könnten ıhm ZUguLe kommen. malıge Landwirtschaftsminister Michel Rocard peılen als
Das Zünglein der aage dürtten dıe Kleinhändler und Kandıidaten der Linken den Präsıdentenposten In der
Handwerker bılden. S1e betrachten sıch leicht als Opfer Kulisse sınd S1e eifrıg den Aufbau eıner ausreichen-
der technıschen Entwicklung un der Modernisierung den Hausmacht bemüht.
des tranzösıschen Wırtschaftsapparates. Daher könnten Miıt seiınem Drang die Parteıispitze stöfßt Fabius auf
S1e der Versuchung unterliegen, sıch Le ens als Prell- den Wıderstand des Generalsekretärs Jospin, der vorläu-
bock den Fortschritt bedienen. Man dart hoft- fg keinen Präsıdentschaftsehrgeiz besıtzt, aber dıe Par-
fen, dafß sıch die Plus- un: Mınuspunkte zumındest teıführung test iın der and behalten möchte. Im
aufwiegen und infolgedessen Le DPen nıcht über die In Hıntergrund befinden sıch der jeder opportunıstı-
Aussıcht SCHOMMENCNHN 8 — 99% hinauskommt. schen Kehrtwendung bereite Erziehungsminister Cheve-

nemenl, der sıch als erfolgversprechender NachfolgerDıie Opposıtionsparteijen UDF und RPR ziehen als recht
geschlossene Front ın den Wahlkampft. In über der Miıtterrands betrachtet, un der ehemalıge Premierminıi-

ster Manyuroy, der ZEWISSE ıdeologische Konturen besıitztHältte der Departements Lreten s1e mıt Einheitslisten aut
Verschiedene kleinere Gruppen spiıelen War mıt dem und sıch zunehmend als Führer des lınken Flügels her-

auskristallisiert. Er glaubt unverändert dıe Notwen-Gedanken, außerhalb der Partejen eıgene Listen In einem
eıl der Wahlkreise aufzustellen, hre Erfolgsaussichten digkeit der Linksunion miıt den Kommunisten, wobe!l

EeLWAaS anachronistisch auf die sozıalıstıschen Vorstellun-sınd jedoch gering, zumal S1E VOT der 5%-Hürde stehen.
SCH der Jahrhundertwende zurückgreıft. Dıie anderen

Dıie immer wıeder herausgestellten Führungskämpfte 1m Protagonisten befinden sıch dagegen sSOWeıt iıne derar-
ager der Opposıtiıon sınd für den Wahlkampf un sel- tige Klassıfizıerung noch sınnvoll 1St auf dem rechten
1C  —_ Ausgang belanglos. Priorität besıtzt die Ablösung Flügel der bısher VO  —_ den französischen Sozıalısten
der sozıalıstischen Regierung durch iıne NEeEUE und solıde rückgewiesenen europäıschen Sozialdemokratie.
Mehrkheit. Dıe Personenfragen werden erst danach wıeder Für auroy o1bt eın sozıalıistisches Identitätspro-aut die Tagesordnung kommen. Wenn der RPR-Präsi- blem Für dıie anderen 1St ıne wıichtige un nıcht e1n-dent Jacques Chirac das polıtische Wagnıs eingehen wiıll, tache Aufgabe, ıne sozıalıstische Fassade bewahren,mi1t Miıtterrand als Premierminister sel auch 1Ur kon-
flıktuell zusammenzuarbeıten, wırd ıh nıemand daran klar herauszustellen, wodurch S$1€e sıch VO  a der UOppo-

sıt1o0n unterscheiden. In den etzten WEe1 Jahren hat sıchhindern. Giscard d’Estaing begnügt sıch mıt einem ANSC-
sehenen Mınısterposten, Auswärtige Beziehungen oder diıe französische Wırtschafts- UN. Finanzpolıitikr weıtgehend

den lıberalen Normen der Europäischen GemeinschaftrtJustıiz. Raymond Barre artet auf die Präsıdentenwahl. angepaßt. Dıie Opposıtion hat hıerfür 198088 wenıge Verän-
derungen anzubieten. Blıeben dıe Sozıalısten derWıderspruchsvolle soz1ıualıstische Macht, würden S1e ohl ıIn Rıchtung der Marktwirt-

Tendenzen schaft un der lıberalen Ordnung weıtere Schritte ntier-

nehmen, WI1€e ZUuU Beıspıel Preisfreiheit, Beseitigung derWıe steht die Programme un die Tendenzen In den
einzelnen polıtiıschen Lagern? Über die Kommunıiısten ISt Devısenkontrolle, wenıger staatlıche nterventionen USW.

(Gestützt auf das Vertrauen der Wırtschaft, besıitzt nachwen1g CNn S1ıe leiben ihrer dogmatischen Iradı-
t10N und ihrem autorıtären Führungsprinzip Lreu Den einem Sıeg die Opposıtion lediglich größere ewegungs-

treiheit un: veErmas daher be] geringerem Rısıko eınenSozıalısten fällt dagegen nıcht leicht, hre polıtischen
Vorstellungen un: einıge persönliche Ambitionen auf el- schnelleren Rhythmus einzuschlagen. Die Trennungslı-

n1ı1e zıehen dıe Sozıalısten 1n der Sozıalpolitık.S  — gemeınsamen Nenner bringen. Ihr erster Pro-
grammentwurf füllte über achtzig Seıten. Er wurde Sıie haben War auf dıie Priorität des sozıalen Fortschritts
offensichrtlich nach dem Spruch ausgearbeıtet: „Wer vle- gegenüber dem wiırtschattliıchen Wachstum verzichtet,
les bringt, hat jedem eLWwWAas bieten.“ Seine Kürzung wollen aber tür die sıch A4US der internatıonalen Konkur-
auf 15 Seıten WAarTr mühevoll. Es entstand eın nıcht gerade enz ergebenden wiırtschaftlichen Zwänge eınen
überzeugender Katalog VO  e} Glaubensbekenntnissen, TCA- EIMESSCNCNHN soz1ıalen Ausgleıch schaffen. Rocard ertand
ıstısch analysıerten Zwängen un einıgen hoffnungsvol- das sozıale Lebensminimum, das allen Opfern des
len Zielen. Dıie Parteı befindet sıch In eıner wıder- Schicksals gesichert werden soll;, falls tfür S1€ keine —-

spruchsvoll verwırrenden Lage Sıe MU sıch hınter deren Unterstützungsquellen o1bt. Dıie Sozıalısten sehen
Miıtterrand stellen, obwohl S$1e VO ihm aller Wahrschein- sıch terner als Bannerträger des Humanısmus. Daher SECEL-
iıchkeit nach 1mM Stich gelassen wiırd, weıl sıch der Präsı- zen S1e sıch für die Eiınwanderer e1ın, für ıne menschen-
dent nNUu  _- In Zusammenarbeit mıt der Jetzıgen Opposıtion würdıge Strafjustiz und für dıe Verteidigung der Men-

behaupten Crmaßs. Ihre Verpilichtung gegenüber schenrechte In der weıten elt
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u  —_ lıbyschen Präsıdenten Gaddafı, dıe eın ideologischOpposıtion hne ideologische Einheıit bedingte un den natiıonalen Interessen zuwıderlaufende
Dıiıe politisch EeLWwWAaS bunte Zusammensetzung der Opposı- Unterstützung Nıcaraguas un anderer revolutionärer
t10N erleichtert den Sozıjalısten dıe Taktıik. Natürlich legt Kräfte oder dıe nıcht immer ylückliche un meılstens de-
dıie Opposıtion eın gemeiınsames Wahl- und Regjerungs- monstratıve Verquickung der Dıplomatıe mI1t einer

VOT Es 1St aber ebenso vorsichtig und inter- einseıtigen Verteidigung der Menschenrechte. Insgesamt
pretationsfähig abgefafßt WI1€E das sozıalıistische. Weıtge- blieb jedoch dıe französıische Außenpolıtiık autf iıhrer Lira-

hende Übereinstimmung besteht für einıge wirtschaftlıi- dıtionellen Linıe, wobel Mitterrand ebenso WwW1€e seine
che und sozıale Sofortmafßnahmen: Abschaffung der Vorgänge das ınternationale Gewicht se1ınes Landes über-
Preıs- un Devisenkontrolle, Verringerung der Staats- schätzte. Frankreichs Rolle in Nahost un ın Lateiname-

rıka mußte bescheiden bleiben. In Afrıka behaupteteausgaben un: des Haushaltsdefizits, Auflockerung des
Entlassungsschutzes un schrıttweıse Reprivatiısıerung seıne Posıtion. Das Verhältnis den [JSA verbesserte
der verstaatlichten Unternehmen. Um dıe Wıirtschaft sıch. Besonders iIntensSs1v emühte sıch der Präsiıdent
durch ıne starke Belebung der Investitionen anzukur- die Beschleunigung des europäıschen Eınıgungsprozes-
beln, bedartf nach allgemeıner Überzeugung eınes ıbe- SCS Er gyab auch weniıger zögernd als Giscard d’Estaing
ralen Schocks. der Verteidigungspolitik In Verbindung mMiı1t dem deut-
Dıie Opposıtionsparteien sınd aber nıcht frei VO  S inneren schen Partner ıne europäıische Dımensıon. Dıie zıielbe-
Gegensätzen. Dıie Ganullisten bılden War organısatorisch wufrt iın dıe Wege geleıitete Modernisıierung un Huma-
iıne geschlossene ewegung, in ihren Reihen xibt aber nısıerung der Justız entsprach ebentalls den Ertordernis-

SCM des Landes un MUuU ohl auch fortgeführt werden.einen linken Flügel, der polıtısch ZUuUr Mıtte hinne1gt, un:
stark konservatıve Elemente, dıe in einıgen Punkten der

Rechten nıcht allzu fern stehen. IDITGS Parte1ı 1St Di1e Gründe eines Fehlschlagszudem verpflichtet, den Wahlkampf miıt Argumenten
ach eiınem unbestrittenen kostspieligen Fehlstart 981tühren, die eıinen nıcht geringen Prozentsatz der Franzo-

SsSCH davon abhalten sollen, sıch be] der Wahl hınter 1 e DPen wurde dıe Wırtschafts- und Sozialpolıitik ab Herbst 982
stellen. schrittweise In vernünftige Bahnen zurückgeführt. Die

Dıie DF ıst eın Sammelbecken mi1ıt dreı utonOmMen Par- sozıalıstische Regierung befreite sıch allerdings nıcht 1m
telen: Die kleine Gruppe der Radıkalsozialısten, die ertorderlichen Maifse VO einigen ideologischen Vorurte1l-
immer noch dıe Möglıichkeıt der Wiıederauferstehung len und Hypotheken. Infolgedessen blieb s1e häufig auf
eiıner verhältnismäßig gewichtigen Parte1 der Iınken halbem VWege stehen. Dıiıes gılt sowohl für Dırıgismus

un Bürokratıe wWw1e€e für Arbeıitsmarktregelung un: SO-Mıtte mIıt den lınken Radıkalsozıialısten, einıgen soz1ıalı-
stischen Splittergruppen un den gemäßigten Elementen zialpolıtık. Dadurch verargerte S1e die eınen, ohne die

anderen ausreichend befriedigen. Ihr Vertrauensver-der (Grünen gylaubt. Das Demokratisch-Soziale /Zen-
tirum CDS, das 1mM Europaparlament der Fraktion der lust, der entscheidende Faktor des sozıalistischen Nıe-
christdemokratischen Europäischen Volksparteı aANSC- dergangs, erklärt sıch jedoch gerade durch dıe Rückkehr
hört. Seine sozıale Doktrin 1St VO  — den jetzıgen sozıalıstı- ZUr wirtschaftlichen Vernuntft. S1e wurde nämlich den
schen Vorstellungen nıcht weıt entfernt. Der Soz1ı1alısmus Verantwortlichen durch den Fehlschlag des soz1ıualıstı-
als Doktrin wırd jedoch abgelehnt. Die Republikanı- schen Experiments aufgezwungen. Mitterrand welst
sche Parteı, dıe als Hausmacht Giscard d’Estaings EeNLTL- N darauf hın, da{fß den überwiegenden e1] selnes
stand, innerhalb der UDF das srößte Gewicht besıtzt, Wahlprogramms verwirklicht hat, aber dessen sozıualıstıi-
sıch VO  S dem gaullistischen Partner RPR 1n der Zielset- scher Kern brachte Frankreich wirtschaftlich und tinan-

z1iell den and des Abgrundes. Dıi1e ıberale Kehrtwen-ZUNg aum unterscheidet und sıch ebenfalls iıne Syn-
these zwıschen den lıberalen und reaktionär-konservatı- dung überzeugte insbesondere diıe Wechselwähler, die
VCcCn Elementen emühen mu Mitterrand den Sıeg gesichert hatten, VO  — der nmög-
Abschließend stellt sıch dıe Frage, weshalb die franzÖsı- iıchkeit des Soz1ialısmus jeder Prägung Sıe ordern heute
schen Sozıalısten aum noch ıne Aussıcht besıtzen, nach einen klaren un endgültigen Bruch mI1t dem Sozıalıs-
der nächsten Parlamentswahl ıne Beteiligung der Re- INUs, während sıch die gläubıg gebliebenen Enttäuschten
glerungsverantwortung ordern un: weshalb dem aus$s über dıe Miıßachtung ihres Ideals nıcht

über seınen Verrat ın den Schmollwinkel zurückziehenihren Reihen hervorgegangenen Präsıdenten in den Meı-
nungsbefragungen der etzten Monate lediglich EeLWAaSs oder aus Irotz 1Ns ENILSCSENSETIZLE ager übergehen. Man

sollte nıcht übersehen, da{fß rund eın Driuttel der Anhän-über eın Drittel der Franzosen iıhr Vertrauen AUSSPIC-
chen. Dıie Bılanz der ersten Linksregjierung selIt 958% un SCI Le ens au der Linken kommen. In der Optık der
des ersten dauerhatten sozıalıstischen Experiments 1ın der Wähler entspricht zudem der elementaren Logık, da
tranzösischen Geschichte wWeIlst nıcht unbeachtliche Ak- ine ıberale Wıirtschaftts- und Sozialpolıitik VO  —_ lıberalen
tıvposten aut un nıcht VO  —_ sozıalistischen Parteıen durchgeführt
Dıie Außenpolitik bıetet wen1g Anlafß sachlicher Kritik. wiırd. Schließlich 1St s den Sozıualısten bisher nıcht gelun-
Es gyab War einıge Fehlleistungen: leichtfertige und Ilu- SCH, sıch selbst arüber klar werden, WwW1e€e S1e iıdeolo-
sıonsbehaftete Vereinbarungen miıt dem unberechenba- gyısch verankert leıben wollen und können.
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VO  —_ 70 aut 4.0% leichter als eın anderer mıt der HälfteVerhängnisvolle Irrtümer
dieses Eınkommens. Es übersteigt fast das Fassungsver-

Miıtterrand zahlt außerdem dıe Rechnung für iıne über- möÖögen, da{fß Miıtterrand öffentlich un entrustet den
wıegend taktısch bedingte Regierungsmethode, die den Vorschlag der Opposıtiıon zurückwies, z nach dem
Ertordernissen des Augenblicks Lasten mıttel- un: eutschen Modell dıe SÖöheren Einkommensgruppen VO

langfristiger Erwägungen eınen breiten Raum e1IN- der Sozialversicherung ıIn dıe Privatversicherung überzu-
raumte und sıch zwangsläufig mMI1t zahlreichen mpro- führen Es 1ST eın offenes Geheimnıis, da{fß 1mM Durch-
visatıonen, dıe anschließend Rückzügen ZWANSCH, schnıitt die Beanspruchung der Sozlalversicherung mıt
verband. twas gröber ausgedrückt: der Präsident manÖ- dem Einkommen der Nutznielßer steigt. Ausschlagge-
vrıerte AaNSTatt regleren. Dıi1e öftentliche Meınung bend WAar für Miıtterrand das für französische Sozıalısten
erwartet VO  — ihren Politikern keine lückenlose Logık un heıilıge Gleichheitsprinzıp.
keine Strenge Folgerichtigkeıt; aber doch ıne einıgerma-
en gerade Linıe treı VO sprunghafter Agıtatıon. Dıie mangelhafte sozıale Empfindsamkeit führte auch

wıederholt falschen Analysen der Ööftentlichen Meı-
Am erstaunlichsten für ıne sozıalıstische Regijerung, un NUNSs Miıt Blindheit geschlagen, übersahen die ozıalı-
1M Bewulflistsein der Wähler vielleicht verhängnisvoll- sSten be1 Übernahme der Macht die erfolgte Umwandlung
SteN, 1St die mangelhafte sozıale Embpfindsamkeıit. Teılweise des größten Teıls der französıschen Arbeiter In Kleinbür-
erklärt sS1e sıch dadurch, daß überzeugte Sozıalısten viel SCrI, die gewıssen tradıtionellen Ideen der tranzösıschen
wenıger befürchten, sıch ungenügend soz1ıal verhalten, Linken nıcht mehr zugänglıch sınd. Sıe berücksichtigten
als ıberale oder konservatıve Polıitiker, diıe ıhr sozıales ferner nıcht genügend die tiefe Abneigung des überwie-
Gewiıissen immer wıeder beweısen mussen. Es übersteigt genden Teıls der Bevölkerung gegenüber Bürokratie un:
aber doch das Ma{iß des Zulässıgen, WEeNnN eın sozıalıst1ı- staatlıchen Einmischungen In die persönliche Sphäre. In-
scher Finanzmıinıiıster iıne Sonderabgabe auf die mıttle- folgedessen stießen S$1e selbst iıhre Wähler mıt verschiede-
16  — und höheren Einkommen herabsetzt und offensicht- e  - Projekten VOT den Kopf, iındem S$1e beabsichtig-
ıch vergißt, daß sıeben Miıllıonen Haushalte nıcht CcnN, den Sport staatlıch organısıeren, den Kranken-
einkommenssteuerpflichtig sınd, jedoch durch diıe gleich- hausärzten bürokratische Zwangsjacken aufzuerlegen,
zeıtig erfolgte Heraufsetzung der Telefongebühren un den Pluralısmus 1mM Schulwesen beseıtigen oder dıe

kleinen Handwerker und Einzelhändler der verschärftender Benzinsteuer zusätzlıch belastet werden. Von einıgen
kleinen Ausnahmen abgesehen, begünstigt dıe VO  — Miıt- Kontrolle der Arbeıitsinspektoren und der Steuerbeamten
errand beschlossene Verringerung der Abschöpfungen unterwerten. S1e hielten auch für notwendig, sıch
durch Steuern und Sozıalabgaben ausschließlich diejen1- VO natürlich gutbürgerliıchen un: wohlsituierten Me-
SCH Eiınkommensgruppen, die DA Stabilisierung der dienexperten für ihre Auftritte 1im Fernsehen un Oßa

für hre Reden beraten lassen. So überraschendStaatsfinanzen weıterhın eın Opfter hätten bringen kön-
nNnen Die Sanıerung der Sozialversicherung erfolgte eben- klingen INas, Frankreichs Sozıalısten haben den Kontakt

mıt dem olk verloren. Wıe sollten S1e dann nach dertalls überwiegend Lasten der nıedrigen Eıiınkommens-
STupPpCN. Wer 1m Monat verdient, verkraftet die zweıten Phase eınes nıcht mehr sozıalıstischen Experı1-
Kürzung des Rückvergütungssatzes für eın Heılmuıittel Alfred Frischeıner Wahlniederlage entgehen?

Kırchenleitung auf evangelısch
FEın Gespräch mıt dem badıschen Landesbischof Klaus Engelhardt
hne Rückbindung die gelebte Bırchliche Wırklichkeit Herr Landesbischof, be1 Ihrem Amtsbruder Eduard
muß das ökumeniısche Gespräch über das Amt letztlich ab- Lohse habe ich den Satz gefiunden, eın Bischof ın der
strakt und sterıl leiben. Deshalb sınd 01Lr ım Gespräch mA1t evangelıschen Kıiırche SEe1 immer noch i1ne „seltene und
Landesbischof Klaus Engelhardt einmal der rage nachge- fast seltsame Erscheinung”. Würden Sıe sıch diese Aus-
Sangen, WMWdS Kırchenleitung ın einer evangelischen Landes- Sapc des früheren EKD-Ratsvorsiıtzenden eıgen
bırche bonkret bedeutet und wwelche Erfahrungen e1n ECDANGZE- chen?
ischer Bischof iın seinem Anmıt macht. Klaus Engelhardt ıst
se1ıt FEnde 1980 Landesbischof der Evangelischen Landeskir- Engelhardt: Mıiıt dem VO Ihnen zıtlerten Satz kannn -
che ın Baden; gehört dem Rat der FRKD Un dem Präsı- türlıch Verschiedenes gemeınt seın. Vielleicht spielt
1uUm des Deutschen Evangelıschen Kirchentags Dıie darauf A dafß seIt der Kırchwerdung des Protestan-
Fragen stellte Ulrich Ruh t1sSmus 1ın Deutschland ıIn der Reformationszeıit ıIn der


